
Wie über islamistische Vorfälle oder Anschläge
berichtet wird, beeinflusst, wie die Öffentlichkeit
Bedrohung, Zugehörigkeit und Verantwortung
wahrnimmt. Mediale Darstellungen von Gewalt
und Terrorismus prägen langfristig das
Sicherheitsgefühl, politische Einstellungen und die
Wahrnehmung gesellschaftlicher Gruppen.
Gleichzeitig erfüllen Medien den
verfassungsrechtlich garantierten Auftrag, frei,
kritisch und unabhängig zu informieren – eine
Grundvoraussetzung für demokratische Kontrolle
und öffentliche Debatte. 

Politische Entscheidungsträger*innen können
Rahmenbedingungen für Qualitätsjournalismus,
Medienkompetenz und wissenschaftliche Evidenz
schaffen, um eine offene, widerstandsfähige
Gesellschaft zu stärken. Dabei gilt: Islamismus darf
weder verharmlost noch alarmistisch überhöht
werden – beides schwächt Vertrauen und
Resilienz der Gesellschaft und fördert
Polarisierung.
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über Terrorismus dazu, dass innere Sicherheit und
Extremismus stärker in den Mittelpunkt öffent-
licher Aufmerksamkeit rückten.

Wiederkehrende Bilder, Begriffe und emotionale
Rahmungen aktivieren zudem bestimmte Asso-
ziationen und beeinflussen so die Bewertung von
Ereignissen (Priming).  Wenn in der Bericht-
erstattung beispielsweise nicht klar zwischen dem
Islam als Religion und Islamismus als politischer
Ideologie unterschieden wird, kann dies zu
verzerrten Wahrnehmungen und pauschalisieren-
den Zuschreibungen führen.

Auch die Art und Weise, wie Informationen kon-
textualisiert werden, ist entscheidend (Framing):
Eine Berichterstattung, die Einzelfälle betont,
lenkt den Blick auf individuelles Verhalten,
während thematische Darstellungen strukturelle
Ursachen und politische Zusammenhänge stärker
sichtbar machen.

Spätestens die Anschläge von Mannheim und
Solingen im Jahr 2024 haben verdeutlicht, wie
stark Medien, Politik und Öffentlichkeit bei
sicherheitsrelevanten Ereignissen ineinander-
greifen. Nach den Anschlägen stand nicht nur
islamistischer Extremismus im Fokus, sondern
auch Debatten über Migration und Asyl-
verfahren. Auch im Bundestagswahljahr 2025
blieb die Thematik präsent und hatte Aus-
wirkungen auf die Migrationspolitik.

Onlinekommunikation, visuelle Symbolik und
Berichterstattung in Echtzeit erzeugen hohen
Druck auf Redaktionen, komplexe Ereignisse
schnell einzuordnen – häufig, bevor gesicherte
Fakten vorliegen. Die Geschwindigkeit kann
Differenzierung erschweren, während soziale
Medien Narrative verstärken, die Angst, Wut
oder Polarisierung befeuern. Über die Tages-
aktualität hinaus stellt sich die Grundfrage: Wie
lassen sich sachgerechte Information und
gesellschaftliche Verantwortung verbinden und
gleichzeitig mediale Vielfalt sowie redaktionelle
Unabhängigkeit garantieren? 

Die öffentliche Erwartungshaltung ist dabei
ambivalent: Einerseits besteht ein legitimes
Informationsinteresse. Andererseits wächst die
Sorge, da Darstellung und Wortwahl selbst
Wirklichkeit erzeugen. Schon kleine sprachliche
Akzente können Informationen in einen be-
stimmten Kontext setzen. Sie können Nähe oder
Distanz signalisieren, Ursachen nahelegen oder
Verantwortlichkeiten verschieben.

Wie Medien Wahrnehmung formen

Medienberichterstattung prägt maßgeblich, wie
gesellschaftliche Themen wahrgenommen, ein-
geordnet und bewertet werden. Forschungen
zeigen, dass Medien nicht unbedingt beein-
flussen, was Menschen denken, sondern viel-
mehr, worüber sie nachdenken (Agenda-Setting).
Nach den Anschlägen vom 11. September 2001
führte etwa die verstärkte Berichterstattung
über 
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Die Geschwindigkeit kann Differenzierung
erschweren, während soziale Medien

Narrative verstärken, die Angst, Wut oder
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Diese Mechanismen wirken zusammen und prägen
Deutungen von Themen wie zum Beispiel Isla-
mismus, Sicherheit und Zugehörigkeit nachhaltig.
Berichterstattung kann beispielsweise auch
problematische Nebenwirkungen für einzelne
Gruppen haben. So kann intensive Terrorismus-
berichterstattung die Feindseligkeit gegenüber
Muslim*innen und Geflüchteten deutlich verstär-
ken. Zudem löst die Art der Berichterstattung über
islamistische Anschläge potenziell Wut oder Angst
aus. Beide Emotionen verstärken unter Umstän-
den Forderungen nach politischen Maßnahmen,
die sich pauschal gegen Muslim*innen richten.
Gleichzeitig wird in der Medienlandschaft im
Zusammenhang mit der Berichterstattung über
Islamismus aber auch vor Stigmatisierung gewarnt.
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Rahmenbedingungen für verantwortungs-
vollen Journalismus

Pressefreiheit und Medienpluralismus sind Grund-
pfeiler demokratischer Öffentlichkeit. Politik darf
diese Freiheit nicht beschneiden, kann jedoch
Rahmenbedingungen schaffen, die Qualitätsjour-
nalismus und Medienbildung fördern – etwa durch
Forschung, Weiterbildung und präventive Kom-
munikationsstrategien.

Dazu zählen eine offene Informationspolitik staat-
licher Stellen, die Förderung unabhängiger
Forschung und die Unterstützung von Medien-
kompetenz in der Bevölkerung. Darüber hinaus
liefert der sogenannte Pressekodex eine trag-
fähige Selbstregulierung, die sensiblen Umgang
mit Religion, Gewalt und Betroffenen verlangt.

Strukturelle Faktoren im Journalismus – Zeitdruck,
Konkurrenz und algorithmische Verstärkung –
erschweren häufig die Kontextualisierung und be-
günstigen emotionale Schlagzeilen. Terroristische
Akteure wiederum kalkulieren diese Medien-
resonanz bewusst ein. Terrorismus wird deshalb
auch als „Kommunikationsstrategie“   beschrieben.
Journalist*innen stehen also vor der Heraus-
forderung, die Öffentlichkeit zu informieren und
gleichzeitig nicht das Kalkül extremistischer
Akteur*innen zu bedienen.

Zwischen öffentlicher Wahrnehmung und
politischem Handlungsdruck

Berichterstattung über islamistische Vorfälle ist
Teil eines Wechselspiels zwischen Medien, öffent-
licher Meinung und politischen Entscheidungen,
das schwer zu entflechten ist.   Studien belegen
etwa, dass die Häufigkeit und Art von Medien-
berichten nach Anschlägen Auswirkungen auf die
Forderung nach Gesetzesinitiativen im Bereich
Innere Sicherheit und Migration haben können. 

Eine Herausforderung liegt dabei im Umgang mit
Unsicherheit und darin, mediale Diskurse weder zu
ignorieren noch zu instrumentalisieren. Bericht-
erstattung über Anschläge beginnt häufig unter
Zeitdruck; Fehldeutungen sind möglich. Politik
darf nicht selbst Teil eines alarmistischen Diskur-
Diskurses

Unterschiedliche Darstellung von extremis-
tischen Anschlägen und Vorfällen

In der deutschen Berichterstattung über isla-
mistische Anschläge überwiegt ein sicherheits-
politischer Zugang – anders als bei rechtsex-
tremen Anschlägen. Islamistische Anschläge
werden in deutschen Medien häufiger mit
scheinbar übergeordneten Themen wie Islam,
Migration und Integration verknüpft. Rechtsex-
treme Anschläge hingegen werden stärker indivi-
dualisiert und seltener in größere, vergleichbare
gesellschaftliche Zusammenhänge gestellt. Diese
Asymmetrie führt dazu, dass Islamismus als
transnationales Sicherheitsrisiko erscheint, dem
durch schärfere Migrationspolitik begegnet
werden müsse. In Bezug auf rechtsextreme
Vorfälle wird hingegen deutlich mehr über
(individuelle) Radikalisierung gesprochen als über
größere gesellschaftliche Themen.
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In der deutschen Berichterstattung
über islamistische Anschläge

überwiegt ein sicherheitspolitischer
Zugang – anders als bei

rechtsextremen Anschlägen.
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In der Berichterstattung nach Mannheim und
Solingen standen Themen wie Asylrecht, Ab-
schiebepolitik und Innere Sicherheit im Vorder-
grund, deutlich weniger jedoch Fragen nach
Radikalisierungsprozessen oder Prävention.
Diese Fokussierung trägt dazu bei, Migration
und Religion als sicherheitspolitische Risiken zu
interpretieren – obwohl empirische Studien zei-
gen, dass kein monokausaler Zusammenhang
zwischen Migration und islamistischen Anschlä-
gen besteht.

Politische Akteur*innen können diese Dynamik-
en instrumentalisieren; Positionen, die Islamis-
mus und Migration koppeln, finden nach
Anschlägen erhöhte Resonanz.  Zugleich profi-
tieren rechte Parteien und die extreme Rechte
von dieser Dynamik, indem sie einfache Ur-
sache-Wirkungs-Modelle zwischen Islam, Migra-
tion und Gewalt bedienen.   Das Risiko besteht
darin, dass Angst zur politischen Ressource
wird.
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ses werden, sondern sollte evidenzbasiert und
transparent kommunizieren. Dazu gehört auch,
Unsicherheit in Krisenzeiten nicht zu verstärken,
sondern Informationen einzuordnen. Klare Zeit-
pläne, gesicherte Zwischenstände und das
offene Benennen von Ungewissheit helfen,
Ereignisse richtig einzuordnen und Emotionen
nicht weiter zu befeuern. Darüber hinaus stärkt
eine solche Praxis das Vertrauen in öffentliche
Kommunikation.

Zugleich braucht es ein Bewusstsein für medie-
nethische Verantwortung. Journalist*innen müs-
sen reflektieren, welche Frames und Emotionen
ihre Beiträge auslösen – und Politik muss
Forschung und Weiterbildung unterstützen, die
genau diese Reflexion stärkt.

Demokratische Öffentlichkeit braucht
Qualität und Vertrauen

Medien dienen nicht nur als Informationsver-
mittler. Sie gestalten öffentliche Wirklichkeiten
und Meinungen mit. Berichterstattungen über
islamistische Anschläge beeinflussen Bedro-
hungswahrnehmungen und politische Forder-
ungen.   Daher ist eine faktenbasierte, kontext-
orientierte und sachliche Berichterstattung
zentral für demokratische Prozesse. Sie benennt
Bedrohungen klar, trennt analytisch zwischen
Islamismus als Ideologie und Islam als Religion
und vermeidet pauschalisierende Zuschreibun-
gen.

Politik muss die strukturellen Voraussetzungen
schaffen, unter denen solche Standards realis-
tisch umsetzbar sind: Rahmenbedingungen für
Qualitätsjournalismus, Förderung unabhängiger
Forschung zu Medienwirkungen und Program-
me, die Medienkompetenz und kritisches Den-
ken stärken. Darüber hinaus müssen staatliche
Institutionen faktenbasiert informieren und so
Vertrauen in Medien und Behörden festigen. In
Bezug auf Pressefreiheit und Vielfalt sind
politische Eingriffe in redaktionelle Arbeit aus-
zuschließen; entscheidend ist Förderung, nicht
Regulierung. Pressefreiheit und gesellschaft-
liche

liche Verantwortung bedingen einander. Nur in
dieser Balance lässt sich der Logik des Terrors –
Angst, Vereinfachung, Spaltung – dauerhaft wi-
derstehen. Medien sollten islamistische Gewalt
weder verharmlosen noch generalisieren. Statt
religiöser Zuschreibungen braucht es Analysen
zu Ursachen, Rekrutierungsstrategien und Prä-
vention. Das Ziel ist eine diskursive Kultur, die
Kritik ermöglicht, ohne pauschal zu verurteilen;
die Gefahr benennt, ohne die Gesellschaft zu
spalten. 

Handlungsempfehlungen

Um eine verantwortungsvolle, faktenbasierte
und demokratiefördernde Berichterstattung zu
stärken, braucht es gezielte politische und
strukturelle Maßnahmen:

1: Die mediale und die politische Kommunikation
rund um Ereignisse wie Anschläge sollten über
ein systematisches Monitoring erfasst und
analysiert werden. Die Ergebnisse können in
evidenzbasierte Leitlinien für (staatliche)
Krisenkommunikation einfließen und im Rah-
men von Präventions- und Integrationsstra-
tegien genutzt werden. Um Kontextinforma-
tionen schnell und verlässlich verfügbar zu
machen, sollten Austauschformate zwischen
Behörden, Forschung und Redaktionen gestärkt
werden.

2: Der Zusammenhang zwischen Medien-
wirkung, Radikalisierung und Vertrauen sollte
fortlaufend Gegenstand interdisziplinärer For-
schung sein. Die Ergebnisse sollten etwa in Form
von Begleitmaterialien bereitgestellt werden, um
sie z. B. in der Ausbildung von Journalist*innen,
Fachkräftefortbildungen und in medienpäda-
gogischen Curricula einzusetzen. 

3: In der Jugendbildung sollten kritische
Nachrichtenrezeption, Dialogfähigkeit, Umgang
mit Desinformation und Diskurskompetenz ge-
stärkt werden. Als Fokusthemen bieten sich u. a.
die Differenzierung im Umgang mit sensiblen
Themen sowie für Wirkungen stereotyper
Darstellungen an. Dies kann etwa durch die
Erweiterung des schulischen Curriculums auf
Landesebene oder über Angebote zivilgesell-
gesellschaft

Das Risiko besteht darin, dass Angst
zur politischen Ressource wird.
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schaftlicher Träger für schulische und außer-
schulische Bildung geschehen. Zudem bietet sich
der Aufbau regionaler Netzwerke zwischen
Schulen, Medienhäusern und Präventionsstellen
an.

4: Unabhängiger Journalismus muss nachhaltig
gefördert werden. Eine divers und plural
aufgestellte Medienlandschaft ist kein Nachteil,
sondern eine demokratische Stärke. Unter-
schiedliche redaktionelle Zugänge und Deutun-
gen fördern eine nuancierte Berichterstattung
und garantieren ein breites Wissensangebot.
Gerade im Umgang mit sensiblen Themen oder
Anschlägen trägt eine solche Vielfalt dazu bei,
Vereinseitigungen und Verzerrungen entgegen-
zuwirken. 
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BAG RelEx steht für Bundesarbeitsgemeinschaft
religiös begründeter Extremismus e. V. Wir sind
ein gemeinnütziger Verein, der im November
2016 mit dem Gedanken gegründet wurde, eine
Plattform für Vernetzung, fachlichen Austausch,
inhaltliche Weiterentwicklung und Interessen-
vertretung der zivilgesellschaftlichen Träger im
Arbeitsfeld der Demokratieförderung und
Prävention von religiös begründetem Extremismus
zu schaffen. Diese Aspekte sind nach wie vor
Ziele und Grundlagen unserer Arbeit. Unser
inhaltlicher Schwerpunkt liegt aktuell auf der
Prävention von islamistischem Extremismus.

Als Dachorganisation von rund 40 Mitglieds-
organisationen in ganz Deutschland stehen wir für
eine Vielfalt an Ansätzen und Methoden. Diese
spiegeln die langjährigen Erfahrungen im
Arbeitsbereich wider. 
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Öffentlichkeit. 
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